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Gemeindetag fordert moderiertes und transparentes Schlichtungsverfahren 
Keine Genehmigung neuer Gemeinschaftsschulen ohne regionalen Konsens
Stuttgart. Die Gemeinschaftsschulen verschärfen, wie vom Gemeindetag Baden-Württemberg befürchtet, den Wettbewerb um Schülerinnen und Schüler in den Kommunen. Der Gemeindetag hat bereits im Gesetzgebungsverfahren ein Gesamtkonzept des Landes zur geplanten Weiterentwicklung der Schulstrukturen im Lande eingefordert. Dazu gibt es jedoch nach wie vor keine Aussagen. Zudem fordert deshalb der Kommunale Landesverband, die neue Schulart nur dann zu genehmigen, wenn das Kultusministerium einen regionalen Konsens unter den betroffenen Städten und Gemeinden herbeigeführt hat. Ziel eines solchen Verfahrens muss nach Möglichkeit die Einigung sein. Sollte dies nicht gelingen, sei es Aufgabe des Kultusministeriums ein moderiertes und transparentes Schlichtungsverfahren durchzuführen. 

„Eine Frist für eine zweite Genehmigungsrunde festzulegen, wie es jetzt geschehen ist, um weitere Gemeinschaftsschulen auf den Weg zu bringen, ohne Regelungen für einen regionalen Konsens zu haben, halten wir für abenteuerlich“, erklärt Präsident Roger Kehle anlässlich des Termins im Kultusministerium am Dienstag (8. Mai 2012) zum Thema Schulentwicklungsplanung. 
Wer eine Gemeinschaftsschule in seiner Kommune haben möchte, benötigt gesicherte Erkenntnisse über den möglichen Einzugsbereich, Schülerzahlen und Übergangsquoten. Daten, die mittlerweile von den Schulämtern beim Schulträger abgefragt werden. „Diese Zuständigkeit halten wir für sachgerecht“, so Kehle. Allerdings sei es mit der Datenerfassung allein nicht getan. Denn eine Genehmigung für eine Gemeinschaftsschule könne, so die Beschlusslage beim Gemeindetag, nur dann erteilt werden, wenn allen betroffenen Kommunen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden sei. „Wenn eine Kommune der Einführung einer Gemeinschaftsschule im Nachbarort widerspricht, ist das Kultusministerium am Zug“. Für Kehle ist es besonders wichtig, dieses Schlichtungsverfahren transparent durchzuführen. „Denn auch Kommunen, die nicht förmlich angehört werden, sollen eine Chance haben, sich zu äußern“. Die Absicht, eine Gemeinschaftsschule einzuführen, müsse deshalb vom Kultusministerium öffentlich bekanntgemacht werden und darf nicht im stillen Kämmerlein festgelegt werden. „Zur Politik des Gehörtwerdens gehört auch, die betroffenen Kommunen in die Entscheidung einzubinden und sie zu überzeugen“. 
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